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1. Einleitung

Deutschland im Jahr 2008 steht Kopf. Was haben bloß alle gegen 
diese Stromkonzerne? Wulf Bernotat, seines Zeichens Chef von 
E.ON, Deutschlands größtem Stromversorger, bringt es auf den 
Punkt. Auf die Frage, ob es ihn ärgere, dass die großen Stromver-
sorger bei den Bürgern als Abzocker verschrien seien, gab er in 
der BILD zum Besten: »Und wie! Deshalb versuchen wir ständig, 
den Menschen zu erklären: Der Vorwurf der Abzockerei ist un-
gerechtfertigt. Bei einem normalen Energieverbrauch kostet der 
Strom einer dreiköpfi gen Familie täglich etwa so viel wie eine 
Kugel Eis pro Kopf!« 

Endlich einer, der die Verhältnisse gerade rückt. Was regen sich 
die Leute auf über einen Klimawandel, der das Meer um einen 
läppischen Meter ansteigen lässt, wo es doch an seiner tiefsten 
Stelle 10.000 Meter misst? Einige Gutmenschen beschweren sich, 
dass 840.000 Haushalte in Deutschland vom Strom abgeklemmt 
werden, weil sie ihre Rechnung nicht bezahlen können. Aber in 
Uganda haben gerade mal 840.000 Menschen überhaupt einen 
Stromanschluss. 

Wo ist das Problem, wenn vier Konzerne jährlich zehn Milli-
arden Euro Gewinn einstreichen? Ähnlich viel würde den sie-
ben Millionen Hartz-IV-EmpfängerInnen in die Taschen gestopft, 
wenn man ihren Regelsatz von 350 auf 420 Euro anheben wür-
de. Alles eine Frage der Perspektive.

Den einen oder die andere erinnern solche logischen Argu-
mente vielleicht an Alices Reise durch das Wunderland. Doch 
die se Welt liegt nicht hinter den Spiegeln. Sie beginnt hinter je-
der unserer Steckdosen – und wird nahezu uneingeschränkt be-
herrscht von den vier großen Stromkonzernen: E.ON, RWE, Vat-
tenfall und EnBW. Das einzige Gesetz, das dort Geltung hat, 
heißt: »Vier gewinnt!« Von diesem Reich handelt dieser Attac-
BasisText. Und er bezieht eine klare Position: Wer für eine sozi-
ale, ökologische und demokratische Energieversorgung eintritt, 
muss die Eigentumsverhältnisse im Vierstromland in Frage stel-
len. Die vier Riesen müssen weg!

1. Einleitung
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Nach einer Einführung in das Who is Who und die Funktions-
weise dieses wundersamen Landes (Kapitel 2) wollen wir den vie-
len Ungereimtheiten dort auf die Spur gehen (Kapitel 3). Auch 
ein Blick über den Tellerrand dieses Reiches zeigt, dass Strom-
konzerne keine Lösung für die weltweite Zukunft der Energie-
versorgung sind (Kapitel 4). Zum Glück sind viele Alternativen 
denkbar, wie die Stromversorgung ganz anders organisiert wer-
den könnte (Kapitel 5). Und viele Menschen haben schon ange-
fangen, für sie zu kämpfen und sie zu verwirklichen (Kapitel 6). 
Denn nur tote Fische schwimmen mit dem Strom.

Dieses Buch ist weder ein umfassendes Kompendium zur Ener-
giepolitik noch ein Masterplan für die andere Welt. Aber es will 
zeigen, dass eine Welt ohne Stromkonzerne nötig und mög-
lich ist. Klingt unrealistisch? Aber was sind denn schon 100 Jah-
re Stromkonzerne? 100 Jahre sind etwa 1,5 Promille der Zeit, seit 
Menschen mit dem Feuer die erste kollektive Energieversorgung 
entdeckt haben. Es scheint, als wäre die Menschheit die meiste 
Zeit gut ohne Stromkonzerne ausgekommen. Wie gesagt, alles 
eine Frage der Perspektive.

1. Einleitung
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6. Den Stromkonzernen 
den Stecker ziehen!

Die Kampagne »Power to the people – den Stromkonzernen 
den Stecker ziehen« fordert eine konzernfreie, ökologische, 
demokratische und soziale Stromversorgung. »Power« bedeu-
tet sowohl Strom als auch Macht. Attac startete die Kampag-
ne Anfang 2008 und will, dass E.ON, RWE, EnBW und Vattenfall 
enteignet, zerlegt und in viele kleine Einheiten überführt wer-
den, die demokratisch kontrollierbar sind. Das globalisierungs-
kritische Netzwerk stellt damit die Eigentumsfrage – und macht 
deutlich, dass es auch darum geht, aktive Mitgestaltungsmög-
lichkeiten für die Menschen zu entwickeln. Denn es wäre kontra-
produktiv, unkritisch auf Staatskonzerne zu setzen.

Die Kampagne wendet sich nicht mit der Bitte um Korrektu-
ren der bisherigen Arbeit an die Stromkonzerne. Diese stehen 
mit ihrem einseitigen Profi tinteresse und ihren gigantischen 
Machtstrukturen einer konsequenten Energiewende grundle-
gend entgegen. Anhand der Stromkonzerne zeigt sich bilder-
buchmäßig, wie die Umverteilung von unten nach oben heute 
funktioniert. Durch das Buch hindurch fi nden sich genug Grün-
de, die Konzerne selbst abschaffen zu wollen.

Die Kampagne macht auch deutlich, welch verhängnisvol-
le Rolle die Politik bei der Energieversorgung spielt. Bis zur EU-
Ebene gibt es zwar Kritik am Fehlen echten Wettbewerbs durch 
die Oligopole, ansonsten aber haben die Nationalstaaten eben-
so wie die EU die Konzerne längst zum Bestandteil ihrer welt-
weiten Energiesicherheits-Politik gemacht.

Die Kampagne »Power to the people« geht mit farbenfro-
hem Protest und weitgehenden Forderungen auf die Straßen, 
ins Netz und zu den Aktionärsversammlungen der Großkonzer-
ne. Heute erscheint es utopisch, das Ende der Stromriesen zu for-
dern. Aber weitaus weniger wahrscheinlich ist es, dass mit den 
Konzernen die Stromversorgung sozial, ökologisch und demo-
kratisch wird. »Power to the people« ist Kampagnenslogan und 
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Vision. Neben dem »Nein« zu den großen Stromkonzernen steht 
eine Einladung zur gemeinsamen Gestaltung der Energieversor-
gung der Zukunft.

Bisherige Erfolge von Aktionen und Bewegungen 
gegen die Stromkonzerne 
Zum Glück gibt es von zahlreichen Erfolgen zu berichten, die 
Menschen gemeinsam auch gegen die Übermacht der großen 
Stromkonzerne erringen konnten – einige davon gerade in der 
letzten Zeit. Die Nachrichten aus dem Widerstand sollen Mut 
machen und Lust zur weiteren Auseinandersetzung. Es ist vie-
les möglich, wenn Menschen sich zusammentun, um den Strom-
konzernen den Stecker zu ziehen! Jeder gewonnene Kampf er-
weitert auch die Handlungsmöglichkeiten – ein grundlegender 
Wandel der Energieversorgung ist möglich!

Kohlekraftwerke gestoppt: Während Menschen und Medien 
täglich vom Klimawandel sprachen und Bundeskanzlerin Merkel 
sich beim G8-Gipfel in Heiligendamm 2007 als Klimaqueen fei-
ern ließ, planten Energiekonzerne in der Bundesrepublik mehr 
als 25 neue Kohlekraftwerke. Doch der Widerstand gegen die-
sen Wahnsinn zeigt Wirkung:

In Ensdorf wurden die Planungen für eine Erweiterung des 
Kohlekraftwerkes um 1.600 Megawatt gestoppt. Ein Aktions-
bündnis hatte informiert und gegen die Pläne von RWE prote-
stiert, eine Bürgerbefragung mit einem eindeutigen Ergebnis 
gab schließlich den Ausschlag: 70% der Ensdorfer wollten kei-
nen neuen Klimakiller.

In Bremen erklärte das »Bündnis für Klimaschutz« den Kohle-
kraftwerksbauplänen für Mittelsbüren eine klare Absage. Fünf 
Millionen Tonnen zusätzliches CO2 wollen die Verantwortlichen 
in Kauf nehmen. Im August 2007, nach etwa einem halben Jahr 
breiter Proteste, verkündete die SWB (frühere Stadtwerke Bre-
men) im August 2007 das Ende des Projektes. Ihre Begründung: 
Die Kosten drohten zu explodieren.

Im Januar 2008 beendete der Essener Konzern Evonik die Pla-
nungen für ein Kohlekraftwerk in Herne. Auch hier lautete die 
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Begründung mangelnde Wirtschaftlichkeit wegen hoher Kosten, 
aber auch hier hatte der Protest der Menschen vor Ort Erfolg.

In Kiel liegen die Pläne für ein neues KKW nach Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen sowie einem Wechsel im Rathaus von 
Schwarz-Grün zu Rot-Grün endlich auf Eis. Aber nicht zuletzt die 
aufmüpfi ge Bürgerinitiative unter Beteiligung der lokalen At-
tac-Gruppe hat dieses Projekt zu Fall gebracht.

Bürgerbegehren stoppt die Privatisierung: Die Leipziger Stadt-
werke sind ein großer Betrieb mit mehreren Töchtern auch in 
Osteuropa. Ein solcher Energieversorger ist attraktiv für Inves-
toren. Schon bei der Neugründung der Stadtwerke 1992 hatte 
RWE einen 40-%-Anteil. Allerdings gab es zahlreiche Konfl ikte 
und die Stadt kaufte 1995 ihre 40% zurück. Ein weiterer Verkauf 
fand statt und wurde mit großem Verlust für Leipzig rückgän-
gig gemacht. 2007 spitzte sich der Konfl ikt erneut zu: EdF, Euro-
pas größter Atomkonzern aus Frankreich, wollte 49,9% der Leip-
ziger Stadtwerke übernehmen.

Ein breites Bürgerbündnis organisierte den Protest. Attac und 
ver.di, Umweltverbände, Die LINKE, Grüne, zahlreiche lokale Be-
triebe und viele andere Gruppen machten die Privatisierung in 
Leipzig zu einem breiten Diskussionsthema. Schnell kamen aus-
reichend Unterschriften für ein Bürgerbegehren zusammen. Am 
27. Januar 2008 schließlich gingen 41% der Leipziger zum Bürger-
entscheid und erteilten mit einer klaren Mehrheit von 87% der 
Übernahme durch EdF eine Absage.

Netzrückkäufe: Das Stromnetz kann auch nach Jahren in Kon-
zernhand wieder zurückgehen an Kommunen, die mit dem Geld 
lieber die Lebensqualität vor der Haustür erhöhen anstatt die 
Renditen ferner Aktionäre. Der deutsche Städte- und Gemeinde-
bund schätzt, dass derzeit 1.500 bis 1.800 der rund 13.000 Städte 
und Gemeinden Eigentümer oder Miteigentümer des kommu-
nalen Strom- oder Gasnetzes sind.

Wolfshagen im Harz kaufte fünf Kilometer Hochspannungs-
netz und 80 Kilometer Niederspannungsleitungen von E.ON 
zurück. Die Gemeinde errichtete einen eigenen Windpark und 
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produziert heute mehr Strom, als die 2.500 EinwohnerInnen ver-
brauchen.

Im hessischen Bad Vilbel bewirtschaftet die Kommune seit 
2000 das 170 Kilometer lange Stromnetz, das sie von E.ON über-
nahm. Zehn weitere Kilometer, die die Vorstadt Gronau versor-
gen, sollen hinzugekauft werden. Doch der Konzern blockt juri-
stisch ab und bummelt. Der Bad Vilbeler Versorgungschef Klaus 
Minkel konstatierte: »Die wollen die Macht behalten.«

Als die Stadt Bergkamen im Ruhrgebiet das Stromnetz vom 
RWE-Vorgänger VEW übernahm, blieben die Konditionen lange 
strittig. Bevor die Stadt jedoch vor Gericht gehen konnte, lenk-
te der Konzern ein, weil er kein Interesse daran hatte, Details zur 
Stromversorgung öffentlich zu verhandeln. VEW einigte sich mit 
der Kommune erst Jahre nach der Übernahme auf den endgül-
tigen Kaufpreis und bestand auf Geheimhaltung der Summe. In-
zwischen kämpft die streitbare Gemeinde darum, auch die Was-
serversorgung wieder in die eigenen Hände zu bekommen und 
Gelsenwasser »Ade« sagen zu können.

In der Stadt Nümbrecht (17.000 Einwohner) im Regierungsbe-
zirk Köln rechneten die Verantwortlichen nach: Sie wollten kei-
ne hohen Gebühren mehr an RWE für das örtliche Verteilnetz 
abführen und beschlossen den Rückkauf. Es gelang nach mehr 
als zehnjährigen Auseinandersetzungen. Der Konzern ließ sich 
veraltete Anlagen mit gutem Geld bezahlen, umfangreiche Inve-
stitionen waren notwendig, um die Versorgung der BürgerInnen 
sicherzustellen. »Die Gemeindewerke Nümbrecht sind ein loka-
les Unternehmen, welches der Gemeinde Nümbrecht gehört. 
Das bedeutet, dass alle fi nanziellen Gewinne (und die Gewer-
besteuer!) in unsere Gemeinde zurückfl ießen, und dass die Ar-
beits- und Ausbildungsplätze in der Gemeinde angesiedelt sind. 
Gewinne, die sonst für einen großen Konzern entstanden, kön-
nen nunmehr sinnvoll in der Gemeinde Nümbrecht genutzt wer-
den. Inzwischen können die Gemeindewerke Nümbrecht Aufga-
ben übernehmen, für die in der Kommune keinerlei Mittel mehr 
vorhanden sind ...« (Zitat der Homepage der Gemeindewerke) 
Das Unternehmen in Gemeindebesitz erwirtschaftet in der Re-
gel einen jährlichen Gewinn zwischen 150.000 und 200.000 Euro 
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und führt mehr als 150.000 Euro Gewerbesteuer an die Kommu-
ne ab.

100% eigenständig bei der Energieversorgung: 2004 gründe-
ten Bürgerinnen und Bürger des kleinen Ortes Jühnde bei Göt-
tingen eine Genossenschaft und verkündeten ihren Plan, das 
ganze Dorf von Öl und Gas sowie der Atomkraft unabhängig zu 
machen. Die knapp 1.000 EinwohnerInnen haben es geschafft: 
Windkraftanlagen und Kraft-Wärme-Kopplung, eine eigene Bio-
gasanlage und Investitionen an den Häusern haben das Dorf un-
abhängig von den großen Konzernen gemacht und zum bun-
desweiten Vorzeigeprojekt für ein ländliches Energiekonzept 
ohne Kohle und Atom. Inzwischen gibt es über ein Dutzend Dör-
fer, die sich zu hundert Prozent mit erneuerbarer Energie ver-
sorgen. Auch die Städte Emden, Kassel, Nürnberg und Wolfha-
gen haben sich zu Ökostrom-Städten erklärt. Hier ist allerdings 
die Frage, inwieweit durch den Zukauf von RECS-zertifi ziertem 
Strom wieder Wasser in den Wein zu gießen ist. Nur Wolfha-
gen schließt in seinem Ökostrom-Konzept solchen »Schummel-
strom« konsequent aus.

Schönau – von Stromrebellen zu bundesweiten Stromanbie-
tern: Nach der Reaktorkatastrophe im Atomkraftwerk Tscher-
nobyl entstand auch im Schwarzwald in der Stadt Schönau eine 
Bürgerinitiative. Die Gruppe nannte sich »Eltern für atomfreie 
Zukunft«. Schon 1987 organisierte sie den ersten Schönauer 
Stromsparwettbewerb. Lange Zeit legte die Initiative vor allem 
kreative Ideen vor. Da sich aber der Strommonopolist KWR 
nicht um deren Umsetzung kümmerte, beschlossen die Bürger 
den auslaufenden Konzessionsvertrag zu nutzen und dem Ge-
meinderat selbst ein Angebot vorzulegen. Als dieser ablehnte, 
strengten die Aktivisten 1991 einen Bürgerentscheid zur Über-
nahme des Stromnetzes an, den die Bürgerinitiative für sich ge-
winnen konnte. 1996 versuchte sich die Gegenseite mit einem 
Bürgerbegehren, das durch die politisierten SchönauerInnen ab-
gewiesen werden konnte. Gleichzeitig startete die bundesweit 
ausgelegte Kampagne der Schönauer »Ich bin ein Störfall«, mit 
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der die Stromrebellen etwa 2 Millionen Mark für den Kauf des 
Netzes zusammen bekamen. 1997 übernahmen die Elektrizitäts-
werke Schönau als erster Netzbetreiber aus der Anti-Atom-Be-
wegung die Stromversorgung in Schönau. 1999 konnte die EWS 
bundesweit den Ökostrom »Watt Ihr Spart« anbieten. Die EWS 
sind international als Beispiel für eine gelungene Bürgerinitiati-
ve für eine andere Energieversorgung bekannt geworden. Die 
Elektrizitätswerke erweiterten sich, investierten ständig in wei-
tere regenerative Energien und gewannen erst im Jahr 2005 den 
jahrelangen Prozess gegen die Kraftübertragungswerke (inzwi-
schen Energiedienst), von denen sie die Netze gekauft hatten.

Anti-Atom-Bewegung: Wer kennt sie nicht, die rote Sonne auf 
gelbem Grund? Sie ist Symbol der Anti-Atom-Bewegung und 
begleitete mit ihrem »Atomkraft? Nein Danke!« Tausende von 
Menschen durch widerständige und teilweise sehr erfolgreiche 
Aktionen. Ziel der Anti-Atombewegung ist der sofortige Atom-
ausstieg. 1975 fanden die ersten großen Protestaktionen an 
der Baustelle für das geplante Atomkraftwerk Whyl in Baden-
Württemberg statt. Der Platz wurde zweimal besetzt, ab dem 
25. Februar für volle acht Monate. Die Planungen für das AKW 
wurden eingestellt. In die Wohnzimmer fl immerte in den Folge-
jahren auch der Protest gegen das AKW Brokdorf, den Schnellen 
Brüter und ab 1985 gegen die »Wiederaufarbeitungsanlage« 
(WAA) Wackersdorf. Die Reaktor-Katastrophe von Tschernobyl 
trug zur Zuspitzung des Konfl ikts bei. Die WAA war gegen den 
Protest von zuletzt über 100.000 Menschen nicht mehr durchzu-
setzen und wurde ebenfalls nicht gebaut. Insgesamt wurde das 
geplante Atomprogramm aufgrund des breiten Widerstandes 
deutlich gekürzt.

Ein wichtiges Moment der Anti-Atom-Bewegung ist der Wi-
derstand gegen den Transport von Atommüll. Der Landkreis 
Lüchow-Dannenberg, besser bekannt als Wendland, wurde zum 
Kristallisationsort der Bewegung und die Castor-Transporte per 
Bahn und LKW zum »Zwischenlager« zu großen Widerstands-
Wochen mit bundesweiter Ausstrahlung. 1979 erreichte ein rie-
siger Traktoren-Treck aus dem Wendland die Landeshauptstadt 
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Hannover und forderte den Stopp der Erkundungen des Salz-
stocks in Gorleben für ein Endlager. Im Mai 1980 wurde der Wald 
beim Zwischenlager im Wendland besetzt und die »Republik 
Freies Wendland« ausgerufen, der bundesweit Tausende sich zu-
gehörig fühlten, während im Hüttendorf bis zur Räumung nach 
einem Monat 300 bis 5.000 Menschen miteinander lebten und 
ihren Protest weiter entwickelten.

Im Jahr 1997 fuhr zum dritten Mal ein Atommülltransport 
ins Wendland und wurde von über 9.000 Menschen blockiert, 
die den Castor in einer gewaltfreien Sitzblockade über 52 Stun-
den aufhielten. 1998 kam die rot-grüne Bundesregierung an die 
Macht, von der viele einen schnellen Atomausstieg erwarteten. 
Dieser »Atomkonsens« kostete die Bewegung einiges an Kraft, 
weil gerade aus dem grünnahen Spektrum viele Menschen auf 
die staatliche Lösung hofften. Angesichts der fürchterlichen De-
batte über eine »Renaissance der Atomkraft« und der Kampa-

Bisherige Erfolge gegen die Stromkonzerne

Am 9. Juli demonstrierten Attacies am Deutschen Atomforum in 
Berlin. Gleichzeitig tagte in Japan der G8-Gipfel und formulierte 
Bekenntnisse für Atomkraft (Foto: Karin Seiffert-Abouzied).
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gne »ungeliebte Klimaschützer« des Deutschen Atomforums er-
wartet die Anti-Atom-Bewegung wieder viele Menschen mehr 
zu den nächsten angekündigten Castor-Transporten.

Widerstands-Nachrichten aus aller Welt

Soweto Electricity Crisis Committee: Für viele Menschen in 
Südafrika bedeuten die hohen Energiepreise den Ausschluss von 
der Stromversorgung. 2000 gründete sich deshalb das Soweto 
Electricity Crisis Committee (SECC). Es begann mit Demonstratio-
nen und Aufklärungsveranstaltungen. Der Forderung nach ei-
ner kostenlosen Grundversorgung mit Strom und die Streichung 
von Stromschulden privater Haushalte unterstreicht die Grup-
pe mit Elektriker-Werkzeug, indem sie abgeklemmte Haushalte 
wieder an das Netz anschließt. Die »Operation Kanyisa! Recon-
nect the Power!« (Kanyisa heißt auf Zulu ungefähr erleuchten 
oder beleuchten) wirbelte viel Staub auf, brachte allerdings die 
Aktivisten teilweise auch in Lebensgefahr, weil der südafrikani-

Das SECC in Aktion. Aus dem Film: »Der große Ausverkauf«
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sche Stromkonzern ESKOM sie brutal verfolgen ließ. Die südafri-
kanische Regierung ging schließlich zum Teil auf die Forderun-
gen ein und beschloss eine geringe Grundversorgung von 50 
Kilowattstunden pro Haushalt und Monat, was aufgrund zahl-
reicher Probleme aber nicht durchgehend umgesetzt wird. Das 
SECC streitet weiterhin auch für demokratische und dezentrale 
Stromversorgung und für Erneuerbare Energien statt Kohle und 
Atom. Die Organisation begreift sich als Teil der globalen sozi-
alen Bewegungen.

Sacramento: Die Hauptstadt Kaliforniens hat nun schon seit 
mehreren Jahrzehnten eine tatsächlich demokratisch organisier-
te Stromversorgung. Die Bürgerinnen und Bürger der 460.000-
Einwohner-Stadt wählen bei den Kommunalwahlen die Leitung 
ihrer Stadtwerke und stimmen über grundlegende Sachentschei-
dungen direkt ab. So kam es früh zum Atomausstieg in Sacra-
mento. Die Mehrheit der Bürger und Bürgerinnen stimmte für 
die Stilllegung des nahegelegenen Atomkraftwerks. Wenige 
Tage nach der Entscheidung war es vom Netz. Strommix und So-
zialverträglichkeit des Stromversorgers SMUD übertrifft heute 
deutlich die anderer Energieversorgungsunternehmen im Land 
der unbegrenzten Möglichkeiten. Sacramento zeigt: Beispiele 
demokratischer und dezentraler Stromversorgung gibt es schon 
heute und sie funktionieren.

Klimacamps: 2006 fand in Großbritannien erstmals ein Camp 
for Climate Action statt. Im Schatten des größten britischen Koh-
lekraftwerkes campierten mehrere hundert Menschen, disku-
tierten über die gesellschaftlichen Ursachen des Klimawandels, 
probierten selbst Wind- und Sonnenenergie aus und organisier-
ten eine Blockade des Kraftwerks. Das Projekt errang große Auf-
merksamkeit in den Medien und der Bewegung. Schon 2008 gab 
es deshalb weltweit mehrere Klimacamps, auch in Deutschland. 
In Hamburg protestierten die Klimacamper unter dem Motto 
»Für ein ganz anderes Klima« mit tatkräftiger Unterstützung 
eines antirassistischen Camps vor allem gegen das geplante Koh-
lekraftwerk Moorburg. Im Rahmen des Camps gelang es Akti-

Widerstands-Nachrichten aus aller Welt
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visten, von einem Kran der Baustelle ein Transparent herunter-
zulassen mit der Aufschrift »Energiekonzerne enteignen!«. Ob 
das Camp der Beginn einer unabhängigen Klimabewegung war, 
wird sich noch zeigen müssen. Auf jeden Fall ist es gelungen, 
die Kohlefrage in Deutschland an diesem Beispiel politisch zuzu-
spitzen. Auch wenn der öffentliche Druck auf die schwarz-grüne 
Regierung in Hamburg deutlich gewachsen ist, erteilte sie den-
noch kurz nach dem Camp Vattenfall die endgültige Baugeneh-
migung für das Kohlekraftwerk in Moorburg.

Eigene Handlungsmöglichkeiten
Das vorherige Kapitel hat vielleicht schon Lust gemacht auf eige-
ne Betätigung. Natürlich beginnen auch große Projekte mit klei-
nen Schritten und der Umbau der Energieversorgung mit ersten 
Recherchen und »Testballons«, wie Argumente und Alternativen 
ankommen. Einiges wurde schon gesagt über politisierte Strom-
wechselparties, den Widerstand gegen Kohlekraftwerke und 
den Kampf für eine soziale Stromversorgung. Hier sollen noch 
zwei vielversprechende Ansätze für die Strategiefi ndung vor Ort 
beschrieben werden.

Kreative Diskussions-Einladungen: Die Attac-Stromkonzern-
kampagne hat mit einigen kreativen Aktionen gezeigt, wie das 
sperrige Thema auf die Straßen und Plätze zu holen ist: Da ka-
men die »vier unheiligen Könige« kurz vor dem 6. Januar 2008 
nach Berlin und brachten als Gaben Strompreiserhöhungen, po-
litische Manipulation, Atommüll und Klimawandel mit. Cheer-
leader tanzten mit bunten Schaumstoffwedeln und feuerten 
bei einem außerplanmäßigen Energiegipfel der Bundeskanzle-
rin die Regierungschefi n an, das Stromnetz endlich in öffentli-
che Hände zu geben.

Mit übergroßen Euromünzen wiesen Aktivisten bei den 
Hauptversammlungen von RWE und E.ON auf »die Kehrseite der 
Medaille« der dort gefeierten Riesen-Gewinne hin. Bei der At-
tac-Aktionsakademie in Heidelberg kam es zu einem wahren Ak-
tions-Feuerwerk: Im Straßentheater drehten die Schauspieler in 
einer menschlichen Drehtür ihre kennzeichnenden Kopfbedek-
kungen von »Politik« auf »Stromwirtschaft« und wieder zurück. 

6. Den Stromkonzernen den Stecker ziehen!
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Am Infostand in Mannheim konnten BürgerInnen ausprobie-
ren, wie es sich anfühlt, den Stromkonzernen einen übergro-
ßen Stecker zu ziehen. (Noch größer fi el allerdings der Schaum-
stoffstecker aus, den Attac Braunschweig bastelte und der die 
Band »Wir sind Helden« auf der Frühjahrstournee 2008 begleite-
te). Am Ende einer Demonstration gegen das Kohlekraftwerk in 
Mannheim kletterten plötzlich »Eisbären« mit eindeutigen Pla-
stikmasken über den Zaun des Großkraftwerkes und ein beson-
ders fi xes Exemplar erklomm eine Abraumhalde vor dem beein-
druckenden Industriekomplex, um dort ein riesiges Banner mit 
dem Spruch: »Keine Kohle für Klimakiller« auszubreiten.

Direkte Demokratie, Bürgerbegehren ziehen Stromkonzer-
nen den Stecker: Anders als bei Unterschriftensammlungen, die 
nur auf die Aufmerksamkeit der EmpfängerInnen hoffen kön-
nen, ermöglichen Bürgerentscheide verbindliche Einmischun-
gen in Entscheidungen vor Ort. Beim Bürgerentscheid sind alle 

Eigene Handlungsmöglichkeiten

Auftaktaktion der Kampagne »Power to the people«. Anfang Januar 
2008 kamen »vier unheilige Könige« zu den Menschen und zur 
Hauptstadt-Niederlassung von RWE (Foto: Attac)
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Wahlberechtigten eines Ortes aufgerufen, ihre Stimme zu ei-
ner Sachentscheidung abzugeben. Oft sind diese Entscheide am 
selben Tag wie Kommunal-, Landtags-, Bundestags- oder Euro-
pawahlen, sie können aber auch dazwischen stattfi nden. Dem 
Bürgerentscheid geht meist ein Bürgerbegehren voraus, in dem 
eine festgelegte Anzahl von Menschen (das variiert von Bundes-
land zu Bundesland) eines Ortes ihr Interesse an dem Thema be-
kunden müssen. Dann kann das kommunale Parlament das An-
liegen der BürgerInnen einfach umsetzen oder einen eigenen, 
anderen Vorschlag dem entgegen stellen oder einfach so zum 
Entscheid über die aufgeworfene Frage einladen. Ein Bürgerent-
scheid ist erfolgreich, wenn ausreichend viele Menschen sich an 
der Abstimmung beteiligen (auch das ist in den Bundesländern 
unterschiedlich geregelt) und wenn die Mehrheit der Forderung 
zustimmt.

6. Den Stromkonzernen den Stecker ziehen!

Am 17. April 2008 vor der RWE-Hauptversammlung in der Essener 
Gruga-Halle. Die Münzen zeigen auf einer Seite die RWE-Rendite, 
auf der Rückseite die »Kehrseite der Medaille« (Foto: Jakob Huber)
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Der Verein Mehr Demokratie e.V. arbeitet seit Jahren an der 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Bürgerentschei-
de und bietet auf seinen Internetseiten umfangreiche Infos zur 
Rechtslage in jedem Bundesland und zu Erfahrungen mit der Di-
rekten Demokratie. Der Verein »Bürger Begehren Klimaschutz« 
hat sich den Klimaschutz zum besonderen Anliegen gemacht 
und hilft, wenn es darum geht, konkrete Veränderungen hin zu 
klimafreundlicher Politik und regenerativer Energieversorgung 
zu erstreiten – zum Beispiel, wenn in einer Stadt die Konzessions-
verträge nach 20 Jahren wieder einmal auslaufen.

Das ist eine gute Gelegenheit für jede Kommune, sich von den 
vier großen Stromkonzernen loszusagen. Allein die öffentliche 
Diskussion, die ein Bürgerbegehren begleitet, ist für die großen 
Vier ein Gräuel. Sie schätzen es, wenn die Verträge sang- und 
klanglos und ohne großen Wirbel zu ihren Gunsten verlängert 
werden. Es ist deshalb sehr gut zu wissen, wann diese Termine 
in der Stadt wieder einmal anstehen. Aber auch drohenden Pri-
vatisierungen können BürgerInnen mit einem Entscheid entge-
gen wirken, wie das Beispiel aus Leipzig zeigt. Und in einigen 
Bundesländern ist es sogar möglich, Klimaziele für die Arbeit der 
Kommune per Bürgerbegehren durchzusetzen und damit die 
Politik der Stadtwerke für viele Jahre zukunftsfreundlich zu be-
einfl ussen.

Anstelle eines Fazits: Stromversorgung im Jahr 2030
Heute hat Mujib Ahmed einen vollen Terminkalender. Abends 
legt er auf der Technoparty eines Kulturprojektes in einem leer-
stehenden Düsseldorfer Bürogebäude auf. Aber zwischendurch 
muss er noch zur Abstimmung in die nahegelegene Schule: Die 
Bürger und Bürgerinnen müssen entscheiden, ob mit den ange-
sparten Finanzmitteln ein großes Photovoltaik-Projekt am Rande 
von Düsseldorf gebaut werden soll. Die Stadt könnte sich dann 
vollständig selbst mit Ökostrom versorgen, anstatt ihn von den 
norddeutschen Windkraftparks zu beziehen. Mujib wird mit Ja 
stimmen, damit nicht noch mehr seiner Freunde und Verwand-
ten Bangladesch wegen des steigenden Meeresspiegels verlas-
sen müssen, wie seine Familie es vor 15 Jahren getan hat. Der 

Stromversorgung im Jahr 2030
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erst vor einem Jahr neu gewählten Chefi n des Stadtwerks ver-
traut er, dass sie die Entscheidung der Menschen konsequent 
umsetzen wird. Denn sie hat gleich zu Beginn ihrer Amtszeit die 
kostenlose Grundversorgung mit Strom erhöhen lassen. Weil 
Mujib in seiner Niedrigenergie-Wohnung sehr bewusst mit sei-
nem Energieverbrauch umgeht, muss er für seinen Strom seit der 
Erhöhung nichts mehr bezahlen. Jetzt kann er sich mit seinen DJ-
Aufträgen wie heute Abend einigermaßen selbst fi nanzieren.
Der Projektleiter der Kulturinitiative hat ihm erzählt, dass das 
Gebäude früher einem großen Stromkonzern gehörte, bevor er 
auf den massiven Druck der Bewegung im letzten Jahrzehnt hin 
enteignet wurde. Weil die Stadt mit einem so großen Haus zur 
Zeit nichts anfangen kann, hat sie es bis auf weiteres sozialen 
und kulturellen Initiativen zur Verfügung gestellt. Wie der Kon-
zern hieß? – E.ON oder so ähnlich.

6. Den Stromkonzernen den Stecker ziehen!




